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A Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB  
  i.v.m. PlanzV 
 
1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 2 BauGB)   
 
1.1 Nutzungsschablone Baugebiete und 

zulässige GRZ / GR 
 (§ 1 Abs. 2, § 17 BauNVO) 
   
  Siehe Planlegende 
 
 Maximal überbaubare Grundflächen (GR max.) in 

Gemeinbedarfsflächen 
 
 Siehe Eintragungen im Plan 
 
1.2  Nutzungsschablone Gebäudetypen 
 (§16 Abs. 2, §22  BauNVO) 
   
 Festsetzungen zur Zahl der Vollgeschosse, 

Höhe der baulichen Anlagen und Bauweise 
 
 Siehe Planlegende 
 

Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenkante 
aufgehender Wand mit der Oberkante der Dachhaut 
(OK Dacheindeckung). 
 
Als Firsthöhe gilt der oberste äußere Abschluss des 
Daches (Oberkante Firstziegel). 
 
Unterer Bezugspunkt für Trauf- und Firsthöhe ist die 
Höhe der in der Mitte des Grundstückes gemessenen 
Straßengradiente des zugehörigen Teils der  
Erschließungsstraße. 
 

1.3 Nutzungseinschränkungen 
 (§ 1 Abs. 5 und 6  BauNVO) 
 
1.3.1 In allen Mischgebieten sind i.V.m. § 1 Abs. 5  

BauNVO  folgende nach § 6 Abs. 2 BauNVO 
allgemein zulässige Nutzungen nicht zulässig: 

Vergnügungsstätten 
    Internet Cafés 

Wettbüros 
Tankstellen  
Gartenbaubetriebe 

 
1.3.2 In allen Mischgebieten sind i.V.m. § 1 Abs. 6  

BauNVO  folgende nach § 6 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässige Nutzungen nicht 
zulässig: 

   Vergnügungsstätten 
 
1.3.3 In allen Allgemeinen Wohngebieten sind 

i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO folgende, nach § 4 
Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige 
Nutzungen nicht zulässig: 

   Gartenbaubetriebe 
   Tankstellen 
   Internet Cafés 
   Wettbüros 
 
1.4 Abweichende Bauweise 
 (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

 
1.4.1 Abweichende Bauweise a1: 

Halboffene Bauweise, jeweils ein 
Einzelgebäude mit einseitigem Grenzabstand 
 
Die Gebäude sind entsprechend der 
Einzeichnungen im Plan an der 
Nachbargrenze zu errichten. 
 

1.4.2 Abweichende Bauweise a2: 
Halboffene Bauweise, Doppelhäuser 
Die Gebäude sind entsprechend der 
Einzeichnungen im Plan paarweise an der  
Nachbargrenze zu errichten. 

 
1.4.3 Abweichende Bauweise a3: 

Die Gebäude sind an mindestens einer Seite 
an der seitlichen Nachbargrenze zu errichten. 
Vor Außenwänden, die nicht an der 
Nachbargrenze errichtet werden, sind die 
notwendigen Abstandsflächen einzuhalten. 

  
1.5 Überbaubare und nicht überbaubare 

Grundstücksfläche,  
Stellung der baulichen Anlagen  (siehe 
Übersichtsplan Anlage 8)         
(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 

1.5.1 Überbaubare und nicht überbaubare 
Grundstücksfläche  

 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch 
die Festsetzung von Baulinien und Baugrenzen 
bestimmt. Ist eine Baulinie festgesetzt, so muss auf 
dieser Linie gebaut werden. Ein vor- oder 
zurücktreten bis zu 0,5 m auf bis zu 20 % der 
jeweiligen Fassadenfront kann gem § 23 Abs. 2 
BauNVO zugelassen werden. Ist eine Baugrenze 
festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile 
diese nicht überschreiten. Ein Vortreten von 
Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann 
zugelassen werden. 

 
1.5.2 Stellung der baulichen Anlagen  

 
Die im Plan eingezeichnete Firstrichtung der 
baulichen Anlagen ist für alle Hauptbaukörper 
einzuhalten. Untergeordnete Bauteile können eine 
abweichende Firstrichtung aufweisen. 

 
1.6 Flächen für Nebenanlagen und Garagen 

  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
 
1.6.1 Überbaubare Grundstücksflächen: 

Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen sind in der 
überbaubaren Grundstücksfläche generell zulässig.  

1.6.2 Nicht überbaubare Grundstücksflächen: 
Stellplätze und Garagen sind nur in den dafür 
gekennzeichneten Flächen zulässig. Untergeordnete 
Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO sind 
generell zulässig. 

 
1.6.3 Private Grünflächen: 

Stellplätze und Garagen sind nicht zulässig. 
Nebenanlagen sind nur in Form von Geräte- und 
Fahrradschuppen zulässig. Die gesamte Grundfläche 
aller Nebenanlagen darf  4,5 qm nicht überschreiten. 

 
1.7 Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen 

besonderer Zweckbestimmung (siehe 
Übersichtsplan Anlage 11) 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 

 Die öffentlichen Straßenverkehrsflächen sowie die 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sind 
im Plan dargestellt. 

 
Garagen und Tordurchfahrten in unmittelbar an den 
öffentlichen Raum angrenzenden  
Gebäuden sind nur zulässig, wenn das Gebäude die 
komplette Länge der Straßenfront des Grundstücks 
einnimmt (geschlossene Bebauung). 
 
Pro Grundstück ist eine maximale Zufahrtsbreite von 
5m zulässig. Bei Grundstücken mit weniger als 10m 
Straßenfrontlänge sind Zufahrten auf bis zu 50% der 
Straßenfrontlänge zulässig. 

 
1.8 Private und öffentliche Grünflächen 

(siehe Übersichtsplan Anlage 10) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

 
Werden in der Plandarstellung festgesetzt. 

 
1.9 Versorgungsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 
 
 Werden in der Plandarstellung festgesetzt 
 
1.10 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 

zugunsten der Allgemeinheit zu belastende 
Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
GFL1: Öffentliches Gehrecht entlang der 

südlichen Grundstücksgrenze von der 
Bahnhofstraße bis zum öffentlichen 
Parkplatz. Breite des Gehstreifens 
1,5m. Begünstigter ist die 
Allgemeinheit. 

 
 

Plan dargestellten Bestandsbäume sollen dauerhaft 
erhalten werden. Bei Abgängigkeit sind sie am 
Standort durch gleiche Arten oder Arten aus der 
Empfehlungsliste zu ersetzen. Für alle ersatzweise 
zu pflanzenden Bäume werden folgende 
Mindestanforderungen festgesetzt: Hochstamm, 3x 
verpflanzt. 
Die Trockenmaueranlage am Parkplatz 
Nibelungenhalle ist zu erhalten. 

 
1.12.3 Für alle entsprechend der Planzeichnung zu 

pflanzenden Bäume werden folgende 
Mindestanforderungen festgesetzt: 
Hochstamm, 3x verpflanzt, StU 18-20cm 

 
1.12.4 Pflanzliste für Baumpflanzungen auf 

öffentlichen Grünflächen: 
 

Acer campestre spec. Feldahorn in Sorten 
Acer platanoides spec. Spitzahorn in Sorten 
Acer pseudoplatanus spec. Bergahorn in Sorten 
Aesculus hippocastanum spec. Roßkastanie in Sorten 
Castanea sat iva spec. Edelkastanie in Sorten 
Carpinus  betulus spec. Hainbuche in Sorten 
Fagus sylvatica spec. Buche in Sorten 
Fraxinus excelsior spec. Esche in Sorten 
Quercus spec. Eiche in Sorten 
Tilia cordata spec. Winterlinde in Sorten 
Tilia platyphyllos Sommerlinde in Sorten 
Prunus domestica                          Pflaume in Sorten 
Prunus cerasus                              Sauerkirsche in Sorten 
Prunus avium                                 Kirsche in Sorten 
Prunus serrulata                Jap. Blütenkirsche  
Malus domestica                            Apfel in Sorten 
Cydonia oblonga                            Quitte in Sorten 
Pyrus communis                            Birne in Sorten 
Juglans regia Echte Walnuss 

1. Niederschlagswasser 
 

Das auf den Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser ist nach den anerkannten 
Regeln der Technik zu sammeln und vor Ort (auf den 
jeweiligen Grundstücken) zur Versickerung zu 
bringen. Eine Einleitung in das öffentliche 
Entwässerungsnetz ist nicht zulässig. Die 
Verwendung für die Gartenbewässerung oder als 
Brauchwasser wird empfohlen. 
Für die Niederschlagswasserbewirtschaftung ist 
aufgrund eines Nachweises im Bauantrag bzw. in der 
Baumitteilung eine Versickerungsfläche auf den 
Baugrundstücken vorzuhalten und zu pflegen. 
Die Versickerungsfläche muss folgende Kriterien 
erfüllen: 
·  Versickerung erfolgt über die belebte 

Bodenzone 
·   Einhaltung des Mindestabstandes von einem 

Meter zwischen dem tiefsten Punkt der 
Versickerungsanlage und dem höchsten 
Grundwasserstand 

 Informationen zum Grundwasserstand sind 
dem auf der Homepage der Stadt Lorsch 
abrufbaren Gutachten „Bemessungs-
grundwasserstände für Bauwerks-
abdichtungen in Lorsch“ aus dem Jahr 2003 
und dem bei der Stadtverwaltung 
einsehbaren 2015 erarbeiteten 
hydrogeologischen Gutachten für das 
Bebauungsplangebiet zu entnehmen. 

·  ausreichende Größe (qualitativer und 
quantitativer Nachweis nach den DWA-
Regelwerken Arbeitsblatt DWA-A 138 und 
dem Merkblatt DWA-M 153) 

·   Nachweis der Versickerungsfähigkeit des 
anstehenden Bodens 

Bei einer Auffüllung oder einem notwendigen 
Bodenaustausch im Bereich von Versickerungs- 
anlagen darf nur unbelastetes Material eingebracht 
werden. Das Material muss die Prüfwerte der 
Bundesbodenschutzverordnung für den Wirkungspfad 
Boden-Grundwasser unterschreiten bzw. den 
Zuordnungswerten Z 0 der LAGA M 20 (LAGA-
Regelwerk „Anforderungen an die stoffliche 
Verwertung von mineralischen Abfällen“) 
entsprechen. 
Eine unterirdische Zisterne ist nur möglich, wenn 
bauseitige Überläufe wasserdicht verschlossen 
werden und das Fassungsvolumen übersteigende 
Wasser mittels Pumpen gehoben und mit 
oberflächigem Zulauf der Versickerungsmulde 
zugeführt werden. Zisternen sollten auftriebssicher 
eingebaut werden. 
Eine breitflächige Versickerung über die gesamte 
Gartenfläche ist möglich. 
 
Wenn das Niederschlagswasser über unterirdische 
Sickeranlagen (Rigolen-, oder Rohrversickerung) 
gezielt in den Untergrund eingeleitet werden soll, ist 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, die bei 
der Unteren Wasserbehörde zeitgleich mit der 
Einreichung der Baumitteilung / des Bauantrags zu 
beantragen ist. 
Für den Bau und die Bemessung der 
Versickerungsanlagen sind der qualitative und 
quantitative Nachweis nach den DWA-Regelwerken 
Arbeitsblatt DWA-A 138 und dem Merkblatt DWA-M 
153 zu erbringen. 
 
Wenn auf dem Grundstück aufgrund der örtlichen 
Gegebenheiten (z.B. vollständige Überbauung) weder 
eine Versickerung über die belebte Bodenzone, noch 
eine unterirdische Versickerung und keine 
Möglichkeiten zur ausreichenden Speicherung und 
Nutzung als Brauchwasser möglich ist, kann nicht 
genutztes Regenwasser ausnahmsweise der 
Kanalisation zugeführt werden. Die Erforderlichkeit 
der Einleitung ist mit der Einreichung der 
Baumitteilung / des Bauantrages nachzuweisen. 

1.  Kennzeichnung des Plangebietes als 
„vernässungsgefährdete Fläche“. 
Bereich Wasserwirtschaft, Hochwasserschutz und 
Regelungen des Wasserabflusses nach § 9 Abs. 5 
BauGB. 
Es handelt sich um Flächen, bei deren Bebauung 
besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche 
Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten (hier: 
hohe bzw. schwankende Grundwasserstände) 
erforderlich sind. 
Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des 
„Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches 
Ried“. 
Anhand des vorliegenden Hydrogeologischen 
Gutachtens vom 28.08.2015 ist im gesamten 
Plangebiet mit stark schwankenden 
Grundwasserflurabständen zu rechnen.  
Infolge von Grundwasserschwankungen ist auch mit 
Setzungen und Schrumpfungen des Untergrundes 
zu rechnen. Aufgrund der bestehenden und künftig 
zu erwartenden Grundwasserstände sind in 
Abhängigkeit von der Lage des Bauvorhabens im 
Plan-gebiet und der Tiefe von Fundamentierung und 
ggf. Kellerräumen entsprechende bauliche 
Maßnahmen zum Schutz gegen Grundwasser-
einfluss vorzusehen. 
Die zu erwartenden minimalen Grundwasser-
flurabstände sind der Übersichtskarte des 
Gutachtens zu entnehmen. 
Zur Berücksichtigung der lokalen Boden und 
Grundwasserverhältnisse wird die Erstellung eines 
vorhabenbezogenen Gründungsgutachtens dringend 
empfohlen.  Bauliche Vorkehrungen zum Schutz 
gegen Setzungen und Vernässung liegen in der 
Verantwortung des Bauherren. Forderungen gegen 
die Stadt Lorsch, Gebietskörperschaften, das Land 
oder den Bund bei Eintritt von Grundwasserschäden 
sind ausgeschlossen. 

2. Gestaltung von Stellplätzen, Wegen und 
Zufahrten 

 
Befestigte Flächen für Stellplätze, Wege und 
Zufahrten sind mit wasserdurchlässigem Belag 
herzustellen. 

 
3. Gestaltung von Grundstückseinfriedungen 
 

Die Höhe von unmittelbar an den öffentlichen Raum 
angrenzenden Mauern, nicht überbauten 
Toreinfahrten, Hecken und Zäunen als 
Grundstückseinfriedungen darf 1,8 m nicht 
überschreiten. Einfriedungen von Vorgärten dürfen 
eine Höhe von 1,2 m nicht überschreiten. 
Einfriedungen zwischen benachbarten Grundstücken 
dürfen eine maximale Höhe von 1,5 m nicht 
überschreiten.  

 
4. Dachgestaltung 

 
4.1 Dachformen 

 
Bei allen Hauptgebäuden und vom öffentlichen Raum 
aus einsehbaren Nebengebäuden sind nur 
symmetrische Sattel-, Krüppelwalm- oder 
Mansarddächer mit einer Dachneigung zwischen 40° 
und 50° zulässig. 
 
Nicht vom öffentlichen Raum aus einsehbare 
Nebengebäude dürfen auch mit geringerer 
Dachneigung ausgeführt werden. 

 
4.2 Dachaufbauten, -öffnungen und -einschnitte 
 

Als Dachgauben sind Schlepp- und stehende 
Satteldachgauben zulässig. 
Pro Gebäude ist nur eine einheitl ich gestaltete 
Gaubenform zulässig. 
Die Breite der einzelnen Gauben darf 1,5m nicht 
überschreiten; der Abstand zum Ortgang und 
untereinander muss mind. 1,0m betragen. 
Die Einzelgauben dürfen in der Summe nur 50% der 
Breite der Dachfläche in Anspruch nehmen. 
Gauben müssen von der First- und der Trauflinie 
mind. 0,5m (in der Waagerechten gemessen) entfernt 
sein. 
Alle Dachaufbauten müssen sich an den Achsen oder 
Außenlinien der Fenster der Hauptfassade 
orientieren. 
 
Pro Gebäude ist ein Zwerchhaus in der Ebene der 
Hauswand zulässig, wenn es sich als 
untergeordnetes Bauteil in die Gesamtansicht einfügt. 
 
Dacheinschnitte und Dachterrassen sind nur in 
Bereichen zulässig, die vom öffentlichen Raum aus 
nicht einsehbar sind. 

4. Altlasten, schädliche Bodenveränderungen 
 
4.1 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den 

Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei 
Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer 
schädlichen Bodenveränderung begründen, sind 
diese umgehend dem Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, 
mitzuteilen. Darüber Hinaus ist ein Fachgutachter in 
Altlastenfragen hinzuzuziehen. 

 
 Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 

Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktion, die geeignet 
sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für den einzelnen oder die 
Allgemeinheit herbeizuführen. 

 
4.2 Mit  Alt  gekennzeichnete Grundstücke (Römerstraße 

10, Bahnhofstraße 11). 
  

Bei Baugenehmigungsverfahren auf den 
gekennzeichneten Grundstücken ist das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung 
Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat 
IV/Da 41.5, Bodenschutz, zu beteiligen. Die 
Maßnahmen sind fachgutachterlich zu begleiten. 
 

5. Artenschutz  
(§44 Abs. 1 BNatSchG) 

 
Bei der Umsetzung des Bebauungsplans darf der 
Bauherr/die Bauherrin nicht gegen die im 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geregelten 
Verbote zum Artenschutz verstoßen. Nach § 44 Abs. 
1 BNatSchG ist es unter anderem verboten, Tiere 
dieser Arten zu verletzen oder zu töten, sie erheblich 
zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
zu beschädigen oder zu zerstören.  
Die artenschutzrechtlichen Verbote gelten für alle 
Bauvorhaben im Plangebiet unabhängig davon, ob 
die Vorhaben baugenehmigungspflichtig sind oder 
nicht. 
Bei Zuwiderhandlungen drohen die Bußgeld- und 
Strafvorschriften des §§ 69 ff BNatSchG. 
Der Stadt Lorsch sind der Vollzug der CEF-
Maßnahmen durch eine entsprechende 
Dokumentation sowie ein Bericht der ökologischen 
Baubegleitung über die Einhaltung/Durchführung der 
Vermeidungsmaßnahmen vorzulegen. Der 
zuständigen Unteren Naturschutzbehörde ist eine 
Kopie der Dokumentation zuzusenden.  
Sollte trotz Vermeidungsmaßnahmen ggfs. eine 
Umsiedlung von geschützten Arten notwendig 
werden, muss dazu eine artenschutzrechtliche 
Genehmigung bei der UNB eingeholt werden. 
 
Folgende Maßnahmen sind bei allen Bauvorhaben 
zu berücksichtigen: 

 
5.1 Vermeidungsmaßnahmen 

 
Gebäude sind vor Abriss- oder Umbaumaßnahmen 
hinsichtlich vorhandener europarechtlich geschützter 
Arten und deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
zu prüfen. Sind entsprechende Arten oder Stätten 
vorhanden, sind die Bauvorhaben solange zu 
verschieben bis die Jungtiere die 
Fortpflanzungsstätte verlassen haben bzw. die 
Ruhestätte nicht mehr besetzt ist. Da viele Tiere ihre 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten häufig wechseln, 
sind zeitnahe Einzelfallprüfungen vor den Eingriffen 
in jedem Fall erforderlich. 
 
Baumhöhlen sind vor der Rodung zu kontrollieren 
und zu verstopfen. Befinden sich Fledermäuse in 
einer Höhle, sind die Verstopfung und die Rodung zu 
verschieben bis sie die Höhle verlassen haben. 
Durch die Rodung in der gemäß §39 (5) BNatSchG 
für Gehölze außerhalb des Waldes 
vorgeschriebenen Zeit vom 1.10. bis 28.2. wird das 
Risiko für Fledermäuse zusätzlich verringert, da dann 
die Fortpflanzungszeit vorüber ist bzw. die meisten 
Arten sich in ihren Winterquartieren außerhalb des 
Eingriffsbereiches befinden. 
 
Durch die Rodung in dem Zeitraum gemäß §39 (5) 
BNatSchG vom 1.10. bis 28.2. werden Tötungen und 
Verletzungen an Jungvögeln und Eiern vermieden. 
Adulte Vögel können dem Eingriff zu jeder Zeit 
rechtzeitig ausweichen. 

 
5.2 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen 

ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) 
 

Sind Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. 
Fledermauswochenstuben bzw. –quartiere in 
Gebäuden oder Baumhöhlen, Mauersegler-, 
Rauchschwalben oder Haussperlingsbrutstätten), die 
regelmäßig besetzt sind, durch einen Eingriff 
betroffen, so ist eine Alternative herzustellen, bei der 
sicherzustellen ist, dass sie vor dem Eingriff auch 
angenommen wird. Hierfür ist ggf. ein Vorlauf von 
einem Jahr erforderlich. 

Dachflächenfenster sind nur in Bereichen zulässig, 
die vom öffentlichen Raum aus nicht einsehbar sind. 

 
4.3  Dachdeckung 
 

Für die Dachdeckung der Dächer von Haupt- und 
Nebengebäuden dürfen nur Beton- oder Tonziegel 
im Farbbereich Rot – Rotbraun – Braun verwendet 
werden. 
(z.B. Ziegelrot, Naturrot, Dunkelrot, klassisch Rot, 
Kupferrot, Mittelbraun, Dunkelbraun etc.) 
Bei öffentlichen Gebäuden mit nachgewiesener 
historischer Schieferdeckung (z.B. Torhalle Kloster 
Lorsch, Kirche St. Nazarius) und bei privaten 
Gebäuden und Gauben kann auch schwarzer 
Naturschiefer als Deckungsmaterial verwendet 
werden. 

 
5.  Werbeanlagen 

 
Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig 

Da durch Sanierungen zunehmend Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten von Gebäude bewohnenden Arten, 
wie z. B. Mauersegler und Haussperling, verloren 
gehen und dadurch die Populationen dieser Arten 
abnehmen, sind im Falle von Gebäudeabrissen oder 
–versiegelungen zeitnah auch dann Alternativ-
angebote zu schaffen, wenn unbesetzte bzw. 
potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
betroffen sind. Dies kann in der Regel mit Hilfe von 
Nist- und Brutkästen geschehen, wie sie von 
einschlägigen Firmen angeboten werden. Diese 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten müssen von den 
entsprechenden Arten vor dem Eingriff angenommen 
werden.  

 
6. Geothermie 

 
Die Nutzung der oberflächennahen Geothermie ist im 
Plangebiet grundsätzlich möglich. Zum Schutz der 
Trinkwasservorkommen ist diese auf den oberen 
Grundwasserleiter beschränkt. In Lorsch bedeutet 
dies eine Bohrtiefenbegrenzung auf eine Bohrlänge 
von etwa 45 Meter (bis 50 müNN). 
Nähere Informationen erteilt die für das 
Erlaubnisverfahren zuständige Untere 
Wasserbehörde. 

1. Gestaltungssatzung Innenstadt 
 

Große Teile des Plangebietes liegen innerhalb des 
Geltungsbereiches der Gestaltungssatzung 
Innenstadt. Die Vorgaben der Gestaltungssatzung 
sind bei allen Bauvorhaben im Geltungsbereich der 
Gestaltungssatzung zu beachten. 
 

2. Denkmalschutz 
 

Nach § 16 Abs. 1 Hess. Denkmalschutzgesetz 
(HDSchG) bedarf der Genehmigung  der 
Denkmalschutzbehörde, wer ein Kulturdenkmal oder 
Teile davon  
1. zerstören oder beseitigen  
2. an einen anderen Ort verbringen  
3. umgestalten oder instandsetzen oder  
4. mit Werbeanlagen versehen will. 

 
Dies gilt auch für entsprechende Maßnahmen an 
Objekten innerhalb der Gesamtanlage, auch wenn 
diese Objekte selbst keine Kulturdenkmäler sind. 
 
Der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde 
bedarf ferner, wer in der Umgebung eines 
unbeweglichen Kulturdenkmals Anlagen errichten, 
verändern oder beseitigen will, wenn sich dies auf 
den Stand oder das Erscheinungsbild des 
Kulturdenkmals auswirken kann. (§ 16 Abs. 2 
HDSchG) 

 
3. Bodendenkmäler 
 

Im Bereich des Plangeltungsbereiches sind vor- oder 
frühgeschichtliche Bodendenkmäler (§19 HDSchG) 
bekannt. Der Geltungsbereich grenzt u.a. unmittelbar 
an den geschützten Bereich des UNESCO-
Weltkulturerbes an. 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten 
jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, 
Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 
Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte und 
Skelettreste entdeckt werden können. Diese sind 
nach § 20 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für 
Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutz-
behörde zu melden. Funde und Fundstelle sind in 
unverändertem Zustand zu erhalten und in 
geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu 
schützen (§ 20 Abs. 3 HDSchG). 

1.11 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
Lärmpegelbereiche 
 
 Bei der Änderung oder Errichtung von 
Gebäuden mit schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen sind Außenbauteile 
entsprechend der technischen Bestimmungen 
nach  § 3 Abs. 3 HBO auszubilden. Grundlage 
hierzu sind die für das Baugebiet ermittelten 
Lärmpegelbereiche. Karten zu den 
maßgeblichen Außenlärmpegeln und 
Lärmpegelbereichen innerhalb des 
Bebauungsplangeltungsbereiches sind als 
Anlage zur Begründung des Bebauungsplans 
bei der Stadtverwaltung einsehbar. Die 
erforderlichen Schalldämm-Maße der 
Außenbauteile sind in Abhängigkeit von der 
Raumnutzungsart und Raumgröße im 
Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.  

 
Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 
 
Grundlage für die Beurteilung der Notwendigkeit 
schalldämmender Lüftungseinrichtungen ist der bei 
der Stadtverwaltung der Stadt Lorsch als Anlage zur 
Begründung einsehbare Plan zu Nacht-Isophonen.  
Bei der Änderung oder der Errichtung von Schlaf- 
und Kinderzimmern im Bereich zwischen den 
Straßen und den im Plan gekennzeichneten 50-
dB(A)-Nacht-Isophonen sind schalldämmende 
Lüftungseinrichtungen vorzusehen. Auf dezentrale 
schallgedämmte Lüftungsgeräte kann verzichtet 
werden, wenn die Gebäude mit einer zentralen 
Lüftungsanlage ausgestattet sind und hierdurch ein 
ausreichender und schallgedämmter Luftaustausch 
gewährleistet ist. 

 
1.12 Pflanz- und Erhaltungsfestsetzungen für 

Bäume, Sträucher und sonstige 
Bepflanzungen  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)  
 

1.12.1 Private Grünflächen 
 

Mindestens 80 % der Fläche sind gärtnerisch zu 
bepflanzen. Je 100 qm Grünfläche ist ein 
Hochstamm-Laubbaum, Mindestqualität 3xv, zu 
pflanzen. Vorhandene Hochstamm-Bäume können 
bei der Berechnung der Anzahl der zu pflanzenden 
Bäume angerechnet werden.  
 
Versiegelte Flächen sind dezentral in angrenzende 
Pflanzflächen zu entwässern. 

 
1.12.2 Öffentliche Grünflächen 

 
Mindestens 80 % der Fläche sind gärtnerisch zu 
bepflanzen. Versiegelte Flächen sind dezentral in 
angrenzende Pflanzflächen zu entwässern. Die im  

1. Aufstellungsvermerk 
gem . § 2 Abs. 1 BauGB 

 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 
30.01.2014 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 52 
„Innenstadt Teilbereich I“ beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 06.02.2014 
ortsüblich bekanntgemacht. 

 
2. Vermerk über die Veränderungssperre 

gem. §§ 14, 16, 17 BauGB 
 

Die Stadtverordnetenversammlung hatte in ihrer Sitzung 
am 30.01.2014 den Erlass einer Veränderungssperre 
beschlossen. 
Die Veränderungssperre war seit dem 19.02.2014 durch 
öffentliche Bekanntmachung rechtswirksam. 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 
25.02.2016 die Verlängerung der Veränderungssperre um 
1 Jahr beschlossen. Die Verlängerung ist seit dem 
28.02.2016 rechtswirksam. 
Gem. § 17 Abs. 5 BauGB tritt die Veränderungssperre 
außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung 
rechtsverbindlich abgeschlossen ist. 

 
3. Vermerk über die frühzeitige 

Öffentlichkeitsbeteiligung 
gem. § 3 Abs.1 BauGB 

 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 
13.11.2014 den Bebauungsplan Nr. 52 „Innenstadt 
Teilbereich I“ als Vorentwurf zur Durchführung der 
öffentlichen Auslegung beschlossen. 
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanvorentwurfs 
wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während 
der Auslegungsfrist abgegeben werden können, am 
22.01.2015 ortsüblich bekanntgemacht. 
Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 52 „Innenstadt 
Teilbereich I“ hat in der Zeit vom 22.01.2015 bis 
einschließlich 26.02.2015 öffentlich ausgelegen. 
Innerhalb der Auslegungsfrist wurde die betroffene 
Öffentlichkeit zusätzlich zu einer 
Informationsveranstaltung am 28.01.2015 eingeladen. 

 
4. Vermerk über die frühzeitige Behördenbeteiligung 

gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, wurden mit Schreiben vom 21.01.2015 zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert mit Fristsetzung bis 
einschließlich 26.02.2015 und zugleich von der 
öffentlichen Auslegung benachrichtigt. 

 
 
5. Vermerk über die öffentliche Auslegung 

gem. § 3 Abs.2 BauGB 
 

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 
25.02.2016 den Bebauungsplan Nr. 52 „Innenstadt  
Teilbereich I“ als Entwurf zur Durchführung der 
öffentlichen Auslegung beschlossen. 
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs 
wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während 
der Auslegungsfrist abgegeben werden können, am 
27.02.2016 ortsüblich bekanntgemacht. 
Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 52 „Innenstadt 
Teilbereich I“ hat in der Zeit vom 08.03.2016 bis 
einschließlich 08.04.2016 öffentlich ausgelegen. 

 
6. Vermerk über die förmliche Behördenbeteiligung 

gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, wurden mit Schreiben vom 01.03.2016 zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert mit Fristsetzung bis 
einschließlich 08.04.2016 und zugleich von der 
öffentlichen Auslegung benachrichtigt. 

 
7. Vermerk über den Satzungsbeschluss 

gem. § 10 BauGB 
 

Die Stadtverordnetenversammlung hat nach 
vorangegangener Prüfung und Abwägung der im Rahmen 
der Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen den 
Bebauungsplan und die auf Landesrecht beruhenden 
Festsetzungen in ihrer Sitzung am 22.09.2016 
beschlossen. 
Das Ergebnis der Abwägung wurde gem. § 3 Abs. 2 
BauGB den Anregungsträgern mit Schreiben vom 
12.10.2016 mitgeteilt. 

 
8. Vermerk über die Ausfertigung 
 

Der Bebauungsplan Nr. 52 „Innenstadt Teilbereich I“, 
bestehend aus  
° Planfestsetzungen (durch Zeichnung, Farbe, Schrift 

und Text) vom 23.09.2016, 
M 1:1.000 

° Planungsrechtliche textliche Festsetzungen 
° Bauordnungsrechtliche textliche Festsetzungen 
° Kennzeichnungen, Hinweise, Vermerke, 

nachrichtl iche Übernahmen 
° Begründung Bebauungsplan 
° Anlagen 1-11 zur Begründung  
° Umweltbericht 
° Zusammenfassende Erklärung 
° Anlagen zum Bebauungsplan (Bericht zu den 

Altstandorten, Hydrogeologisches Gutachten zu den 
Grundwasserverhältnissen, Schalltechnische 
Untersuchung, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) 

stimmt in allen seinen Bestandteilen mit den Beschlüssen der 
Stadtverordnetenversammlung überein. Das für den 
Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren 
wurde eingehalten. 
 
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. 


